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Protocoll der XXY. Jahresversammlung

des

schweizerischen Juristenvereins
im Rathhause in Bellinzona.

Montag den 26. September 1887.

Beginn Vormittags 8'/i Uhr.

I.
Die Sitzung wird durch den Präsidenten, Hrn. Prof.

Zeerleder von Bern, mit folgender Rede eröffnet :

Meine Herren Collegen
Wenn unsere Gesellschaft Dank bisheriger trefflicher

Leitung, Dank dem zunehmenden Sinn für nationale Einheit
und dem freundlichen Entgegenkommen der Bandes- und
Cantonalbehörden in den verschiedensten Theilen der Schweiz
ihre Thätigkeit entwickeln konnte, so wagte sie es, dieses

Jahr auf die freudig angenommene Einladung unserer Tes-
siner Freunde die Alpen zu überschreiten. Dieses Land und

Volk, in. H.H., durch manche Eigenthümlichkeit von den

übrigen Theilen des Vaterlandes geschieden, ist durch unzer-
reissbare Bande an dasselbe geknüpft, und wir sind glücklich,
in dieser Stadt zu tagen, wo der schweizerischen Jurisprudenz

ein warmes Interesse geweiht wird.
Ihr Vorstand hat von der letztjährigen Hauptversammlung

drei Aufträge erhalten :

1. Abfassung einer summarischen Vereinsgeschichte.
Dieselbe liegt in Ihren Händen.

Zeitschr. für schweizerisches Recht. Neue Folge VI. qq
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2. Förderung der Revision des Gesetzes über die
Organisation der Bundesrechtspflege. Der Vorstand bat
gefunden, es solle der von berufener Seite vorzulegende
Entwurf abgewartet werden. Dieser Entwurf konnte aber
bisher nicht erscheinen und es muss sich daher der
Vorstand vorbehalten, im Laufe des künftigen Vereinsjahres
auf die Sache zurückzukommen.

3. Betreffend Abfassung eines Entwurfs zu einem Schweiz.
Civilgesetzbuche. Der Motionssteller, Herr Weibel,
hat in der ersten Vorstandssitzung nach der
Hauptversammlung seine diesbezügliche Motion zurückgezogen;
die Finanzen des Vereins, sowie andere Rücksichten
gestatten nach dem Dafürhalten des Vorstandes z. Zt. die

Ausführung dieses schönen Gedankens nicht.
Gedenken wir nun einiger uns durch den Tod

entrissenen Mitglieder.
Wie ein Donnerschlag traf uns Alle die Hacliricht von

dem plötzliehen Hinscheide Rudolf Niggeler's am 12. Juli;
unerwartet rasch verschieden auch P. Jacottet am 25.

August und Ernest Stöcklin am 11. Januar 1. J. Alle drei,
wie verschieden auch ihr Lebensgang und ihre sonstigen
Anlagen waren, hatten in der Jurisprudenz wissenschaftlich und

practisch eine über das Mittel hinausragende Stellung erworben
und wurden plötzlich fast ohne Vorbereitung einem äusserst

thätigen Berufsleben, ihrer Familie, ihren Freunden, unserem
Verein entrissen. Die glänzendste Laufbahn unter dieser

Trias hatte Rudolf Niggeler hinter sich. Sohn und Enkel
bedeutender Juristen, hatte sich in ihm die Bedächtigkeit
und Zuverlässigkeit seines würdigen Vaters und die ideale

Anlage der aus fränkischem Gau stammenden Familie Snell
verbündet. Mit 30 Jahren stieg er 1875 zur Würde eines

Mitglieds des Bundesgerichts empor und allgemein fand man
auf ihn die Worte anwendbar:

dans les âmes bien nées

La gloire n'attend pas le nombre des années.

Allgemein wurde denn auch im Jahre 1879 sein
Ausscheiden aus dem höchsten Tribunal des Landes bedauert, ein
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Schritt, der jedenfalls nicht aus der Begierde hervorgieng, im
Heimätkanton eine politische Rolle zu spielen ; denn sein stets in
hohen Regionen heimischer Gleist konnte an den oft
kleinlichen Peripetien unseres öffentlichen Lebens kein grosses
Gefallen finden. Aber wo ein Fortschritt in der Gesetzgebung

zu fördern, eine verworrene staatsrechtliche Situation
zu lösen war, da trat er mit Glanz und Erfolg in den Rüthen
auf, in welche ihn das Zutrauen seiner Mitbürger entsandte.
An ihrem 50. Jubel tage verlieh ihm die Universität Zürich die
höchsten academiscken Ehren wegen der grossen Verdienste,
die er sich um das Zustandekommen des Obligationenrechts
erworben ; nicht genug konnten die Hörer namentlich seine

Berichterstattungen im Nat.-Rath rühmen, und es ist sehr

zu bedauern, dass dieselben nicht schriftlich fixirt wurden.
Den Zusammenkünften juristischer Gesellschaften blieb er
regelmässig fern; sein gemüthliches Wesen offenbarte sich
in engem Freundeskreise ; der Dichter in ihm zog den
rauschenden Festlichkeiten das Studium der Natur und den

stillen Verkehr mit der Muse vor, die ihn so hoch begnadet
hatte.

Obschon 15 Jahre älter, stand Paul Jacottet,
geb. 1830 in Neuchâtel, als fleissiger Besucher unserer
Versammlungen vielen von uns durch sein feuriges Wort und sein

geselliges Wesen in freundlicher Erinnerung. Auch die engere
Vereinigung der Juristen seines Kantons hatte ihm viel zu
danken ; er wirkte an der Académie als Rechtslehrer neben
und nach seinem als Darsteller des neuenburgischen Civilrechts
bekannten Bruder und schrieb ein geschätztes Lehrbuch des

Schweiz. 0. R. ; vielfach nahm auch politische Thätigkeit
seine Kräfte in Anspruch, und in dieser Richtung wirkte er
bei der neulichen Revision der Kantonsverfassung bahnbrechend
auf dem Gebiet des Gemeindewesens, im Sinne weitgehender
Oeffnung des Bürgerrechtes zu Gunsten der Niedergelassenen
aus andern Kantonen.

Auch Stöcklin empfand neben einer vielseitigen prac-
tischen Bethätigung als Advocat das Bedürfniss, für die Wissenschaft

zu wirken, wozu ihn ausgebreitete Kenntnisse der



612 Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins 1887.

deutschen und französischen Rechtsliteratur und scharfer
Verstand befähigten. So übersetzte er den Commentar von
Schneider und Fick; erlangte einen zweiten Preis für die Lösung
unserer Preisaufgabe über die zeitliche Anwendung des Schweiz.
0. R. und gründete die unter dem Titel Revue Judiciaire in
Lausanne erscheinende Zeitschrift. Ilnn nahestehende
Personen haben bedauert, dass er nicht ganz der wissenschaftlichen

Thätigkeit sich hingehen konnte. Noch wenige Tage
vor seinem Hinscheid hatte er sich zur Uebernahme eines
Referats für unsere heutige Verhandlung bereit erklärt.

Durch Publikation älterer Rechtsquellen haben sich um
die Geschichte des Schweiz. Rechts verdient gemacht der in
Morges verstorbene Hr. François F o r e 1, geb. 1813, und Hr.
Gerichtspräsident Aloys Müller in Hospenthal. Ersterer
hatte in früheren Jahren die Stelle eines Staatsanwalts und

später eines Bezirksgerichtspräsidenten bekleidet. Sein Sohn
hat der Kasse unseres Vereins eine Gabe von Fr. 200 zur
Erinnerung an den Verstorbenen gewidmet, welche öffentliche
Erwähnung verdient. Hr. Müller hat den verschiedensten
wissenschaftlichen Fächern sein Interesse zugewandt; er
war vor allem Geschichtsforscher, wusste aber seiner Musse-
zeit auch Leistungen auf dem Gebiet der Naturkunde und
der Numismatik abzugewinnen.

Zu nennen sind ferner: Job. Schwab, trüher Advocat,.
dann Oberrichter in Bern, alt Verhörrichter Amberg von
Sursee, der bei der constituirenden Versammlung unserer
Gesellschaft als Secretär fungirte, der greise und immer
freundliche Fürsprech Sur y in Basel, langjähriger Vorstand
des Rechtsbureaus der Centraibahn, Nazar v. Reding, der
die Uniform eines Officiers in sizil. Diensten mit der Toga
eines Schwyzer Kriminalgerichtspräsidenten vertauscht hatte;,
endlich Fürsprech und Grossrath Rud. Rohr in Brugg,
dessen anspruchsloses Wesen und trefflicher Character rühmend

hervorgehoben werden.

Kurz, verehrte Collegen, ist die Spanne Zeit, die dem

Einzelnen gegeben ist zum Wirken am grossen Webstuhl
der menschlichen Entwicklung; in der Gesammtpersönlichkeit
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•des Vereins suchen die Einzelnen die Arbeit für das

Allgemeine emporzuheben über das dem Menschen gesetzte Ziel ;

im Verein finden die nachwachsenden Kräfte den natürlichen
Anhaltspunkt für ihre Bestrebungen, und wir dürfen es

heute im Hinblick auf das stetige Wachsen der Mitgliederzahl

und trotz der vom Schicksal gerissenen Lücken freudig
aussprechen, dass mehr und mehr der schweizerische Jurist
den Werth dieser gemeinsamen Arbeit schätzen lernt.

Auch die wissenschaftliche Ausbildung des

einzelnen Juristen darf als im Fortschritt begriffen bezeichnet
werden. Wir haben keinen Anlass einzustimmen in die

bittern Klagen, die wie ein Jammerchor herübertönen aus
dem Musterstaat Preussen, z. Th. auch aus Oesterreich und

Frankreich, über die Trägheit der Studenten, die Leere der
Hörsäle der jur. Facultäten, die Tendenz mittelst mechanischen

Einpaukens im letzten Semester den Müssiggang und die Schlemmerei

der Studienzeit zu korrigiren. Wie der Schweizer
Hörer vom deutschen Professor in Göttingen und anderwärts
als Muster aufgestellt wird, so ist er meist auch an den
inländischen Facultäten ein fleissiger Collegienbesucher, und,
was mehr ist, eine Keihe geradezu vorzüglicher Arbeiten in
deutscher und französischer Sprache ist behufs Erlangung
der academischen Grade im letzten Decennium in die Oeffent-
lichkeit getreten. Hicht wie in früheren Zeiten eine mehr
oder weniger gelungene Zusammenstellung des gehörten und
aus Büchern zusammengetragenen Materials, nicht die

Erörterung abgedroschener Controversen, sondern frische und

selbständige, von freiem Forschungsgeist getragene, von
gesundem Blick ins Leben zeugende Abhandlungen treten
uns entgegen. Wir dürfen daraus schliessen, dass die Methode,
welche den ßechtsunterricht bei uns beherrscht, die richtige,
dass volle Lehr- und Lernfreiheit für unsere Jugend noch immer
der wahre Stimulus zur Arbeit, und dass uns ein Nachwuchs
von strebsamen, nicht nur für die Schule, sondern fürs Leben
lernenden Kräften gesichert sei. Man hat vielfach die
Erfahrung gemacht, dass die Codification, besonders in
kleinern Staaten, der wissenschaftlichen Ausbildung unseres
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Standes schädlich gewesen sei; einzelne Schweizer Cantone-

könnten vielleicht diese Thatsache bestätigen und haben in
dieser Beziehung nur das Schicksal von Preussen und Oesterreich

getheilt; aber von der bisher grössten Codificationsarbeit
auf eidgenössischem Gebiet lässt sich eine gleiche
nachtheilige Wirkung nicht verspüren ; Theorie und Praxis, Rechts-
facultäten und Gerichte, voran die höchste Instanz in Lausanne,
arbeiten einander aufs beste in die Hände, um den Geist
des Gesetzbuchs zu erkennen und die schweizerische
Rechtswissenschaft gewinnreich auszugestalten.

Die Gebiete, welche mehr zurückbleiben, sind diejenigen,
welche der kantonalen Hoheit verblieben sind: Process,
Strafrecht, kantonales Staats- und Verwaltungsrecht; und je mehr
die tägliche Erfahrung deren Reformbedürftigkeit zu fühlen

giebt und fortwährend gesetzgeberisch unter unverhältniss-
mässigem Aufwand von Kräften an denselben herumgearbeitet
wird, desto mehr scheint sich Lust und Liebe der Jugend
und die klärende und ausbauende Thätigkeit der
wissenschaftlichen Männer von denselben abzuwenden.

Sollte nicht auch in diesen Materien das noch ziemlich
brachliegende Feld der Rechtsv ergleichung zunächst den

Plan ebnen für die Ausgleichung, sollten nicht
Darstellungen der kantonalen Rechte in Gruppen geordnet

an dem Schweiz. Juristenverein einen Förderer und
Beschützer finden Namentlich aber auch neuere Producte
kantonaler' Gesetzgebung sollten dem gesammten juristischen
Publikum der Schweiz in richtiger Beleuchtung nahe gebracht
und dadurch zugleich die Wissenschaftlichkeit in der Anwendung
derselben gefördert werden. Wie lehrreich wäre z. B. eine

Darstellung der durch die neue Verfassung von Neuenbürg
geschaffenen Gemeindeverhältnisse, oder der neuen waadt-
ländischen Grundbuchverfassung. Eine solche Wechselwirkung,

m. E. von den wohlthätigsten Folgen begleitet,
könnte am besten durch den bis jetzt mangelnden Verkehr
zwischen unserm Verein und den in den meisten Cantonen
bestehenden juristischen Gesellschaften und Advocatenvereinen
zu erzielen sein, die selbst durch den Zusammenhang mit
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dem grössern Ganzen mancherorts eine Belebung erfahren
dürften. Die Unterstützung der juristischen Publizistik der
Schweiz nach § 9 unserer Statuten könnte ohne grosse
Opfer auf diesem Wege weitergeführt werden.

II.
Als Secretäre werden berufen die Herren Dr. Zürcher,

Oberrichter, Zürich, Advocat Lefort, Genf, und Advocat Bolla,
Olivone;

als Rechnungsrevisoren die Herren Heg.-Rath Zürcher
in Zug und Advocat Dr. Curzio Gurti, Bellinzona.

III.
Es werden folgende neue Mitglieder aufgenommen:

1. Hr. Müller, Eduard, Oberpostsec.retär in Bern.
2. Lugeon, Louis, avocat à Genève.
3. „ Huber, V., Fürsprech in St. Gallen.
4. „ Matter, G., Dr., Advocat in Zürich.
5. „ Streif, Fürsprech in Bern.
6. „ Leu, A., Bezirksrichter in Luzern.
7. „ Bracher, Jacob, Notar in Burgdorf.
8. „ Pfleghaar, A., Advocat in Romanshorn.
9. „ Purry, Elias, Advocat in Brig.

10. „ Ludan, Pierre, avocat à Fribourg.
11. „ Bourgknecht, avocat à Fribourg.
12. „ Braser, avocat à Estavayer.
13. „ Georgi, Karl, Obergerichtsschreiher in Zürich.
14. „ Volonterio, Giuseppe, Advocat in Locarno.
15. „ Beroldingen, Ettore, Advocat in Mendrisio.
16. „ Perruchi, Plinio, Advocat in Stabio.
17. „ Veyezzi, Gerolamo, Advocat in Lugano.
18. „ Deucher, Adolf, Advocat in Winterthur.
19. „ Rossel, Louis, avocat à Lausanne.
20. „ Decoppet, Camille, licencié en droit à Lausanne.
21. Aebli, Dr., Advocat in Zürich.
22. „ Girard, Dr., Obergerichtssecretär in Zürich.
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23. Hr. Kronauer, Otto, Staatsanwalt in Hottingen bei Zürich.
24. „ Wolff, Gustav jr., Advocat in Zürich.
25. „ Wächter, Dr., Advocat in Zürich.
26. „ Morel, Rud-, Dr. in St. Gallen.
27. „ Respini, Giochimo, Advocat in Locarno.

IV.
Der Präsident ertheilt hierauf dem Referenten Herrn

Fürsprech Reichel, Bern, über den ersten Verhandlungsgegenstand

Das Betreibungsamt im schweizerischen Recht

das Wort.
Herr Fürsprech Reichel, Bern, wünscht Eingangs zwei

Irrthitmer in der Darstellung des cantonalen Rechts zu kor-
rigiren :

Luzern hat ein älteres Verantwortlichkeitsgesetz vom
10. September 1852, wonach die Gemeinden haften für die

von ihnen gewählten Beamten, ähnlich wie in Schaffhausen.

Waadt hat durch ein Gesetz vom Jahre 1886 die
Betreibung auch für Forderungen, die sich nicht auf einen titre
exécutoire stützen, zugelassen, und dabei ähnlich wie Bern
die Zahlungsaufforderung mit 30tägigem Termin zur Bestreitung

eingeführt.
Zu den Thesen:

These I. Meine Thesen werden allerdings grössten-
theils fromme Wünsche bleiben, aber ich wollte meine Ueber-

zeugung aussprechen, und diese geht dahin, dass der erste
centralistische Entwurf des Bundesrathes bessere Garantien
für gute Beamte gab: Grössere Kreise und Aufstellung von
gewissen Anforderungen an die Candidaten. Dem Beamten
sind grosse Competenzen eingeräumt, wir müssen daher
Garantien für sachverständige Beamte haben. Diese Garantien
sind in den letzten Entwürfen dahingefallen.

These II. Auch in Deutschland werden Stimmen laut,
welche vom Gerichtsvollzieher gewisse juristische Kenntnisse
fordern, so eine Schrift von Bahr, Reichsgerichtsrath. Das
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Betreibungsverfahren ist ein Theil des Civilprozesses, der
Beamte hat Rechtssätze anzuwenden, die möglicherweise
controvers sein werden. Wir sollten zu einem eidgenössischen
Advocaten- und Richterexamen gelangen.

These III. Die fixe Besoldung ist die Consequenz der
modernen Anschauung vom Beamtenthum.

These IY. Gerichtsbehörden waren als Recursbehörden
schon in den Entwürfen von 1875 und dem Project des

Cantonsrichter Bärlocher vorgesehen. Dem Bundesrath sind
auch sonst schon Entscheidungen übertragen, die richtiger
den Gerichten überwiesen würden; er soll und muss aber

politische Behörde bleiben. Hier ist nach Rechtssätzen, nicht
nach politischen Erwägungen (Zweckmässigkeitsrücksichten)
zu entscheiden. Beiläufig bemerkt ist die Umschreibung des

in Art. 12 Alinea 2 des Entwurfes I. Lesung nicht dem

Instanzenzug an den Bundesrath unterliegenden Recurses für
meine Begriffe zu unbestimmt. Was heisst: „nach Massgabe
der vorliegenden Umstände"? Darunter kann man Alles., was
man will, verstehen.

These V. Die primäre Haft des Staates ergiebt für den

Geschädigten die eventuelle Nothwendigkeit nur eines, statt
mehrerer Processe. In Bern besteht diese Haft und man ist
allgemein damit zufrieden.

Es wurde eingewendet, dass meine Thesen politische
und nicht juristische Fragen enthalten, aber man darf auch

organisatorische Fragen vom Standpunkt der Wissenschaft
und der practischen Erfahrung behandeln. Wenn die
Aufgabe des Politikers, des Staatsmannes dahin geht, die in
einem Volksganzen lebendigen Gegensätze zu vermitteln, so

darf diese Vermittlung m. E. nicht soweit gehen, um das

aus eigner Ueberzeugung, aus Erfahrung und Wissenschaft
als richtig erkannte ganz beiseite zu setzen. — Ich fürchte,
dass man im jetzigen Entwürfe (I. Lesung) in Schonung can-
tonaler Eigenthümlichkeiten zu weit gegangen ist.

Der Correferent, Herr Prof. Dr. Alfred Martin (Genève),
giebt zu seinen Thesen folgende Auseinandersetzungen:

Les projets abandonnent le système français exigeant
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pour la poursuite un titre exécutoire. C'est un progrès, malgré

les motifs louables sur lesquels reposait le système français;

son formalisme a trop d'inconvéniants pour la bonne

expédition des affaires. Mais pour que le nouveau système
donne de bons résultats il faut que l'office des poursuites
soit très sérieusement organisé ; il faut des garanties.

Première garantie: Le choix. — Le préposé doit être

un homme ayant des connaissances juridiques. Il faut comme
le premier projet du Conseil fédéral le propose, faire coin-
cider l'arrondissement des poursuites avec l'arrondissement
des faillites et exiger que le préposé à ces deux offices ait
des connaissances juridiques. Les choix des cantons devraient
être soumis à l'approbation du Conseil fédéral : Les chambres

ont changé le projet sur ce point et d'une manière regrettable^
par des considérations opportunistes et politiques. Les petits
arrondissements auraient beaucoup d'inconvéniants. On aurait
des préposés de commune peu occupés et peu salariés amenés
à s'occuper d'autres industries.

Seconde garantie : Le recours. — Il faut un recours
contre les actes du préposé. Sur ce point les trois projets
diffèrent beaucoup. Ils donnent cependant tous à l'autorité
de surveillance le droit d'annuller et de redresser les actes
contraires à la loi. Ils admettent donc nne seule autorité
de recours quelque soit la plainte. Il est nécessaire au
contraire de distinguer entre le recours administratif contre les

négligences ou les refus de procéder du préposé, recours qui
doit être adressé au conseil du canton, et le recours judiciaire

qui tend à déclarer nul, comme irrégulier ou contraire
à la loi un acte de la poursuite. Ce serait le cas par ex.
si le commandement n'atteint pas le débiteur, si on saisit
des objets que le débiteur prétend insaississables.
L'expression „actes contraires à la loi" est trop vague. Il faut
spécifier dans quels cas on pourrait demander la nullité. Ces

cas là donneraient lieu aux recours devant les tribunaux du
canton et en dernière instance devant le tribunal fédéral,
tandis qu'une plainte contre la gestion donnerait lieu à un
recours au Conseil d'Etat. On reproche à ce recours aux
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tribunaux d'entrainer à des longueurs, mais il vaut mieux
frapper moins vite et plus sûrement. En outre les questions
qui feraient l'objet de ee recours seraient vraiment trop graves
et trop difficiles pour pouvoir être tranchées par un
fonctionnaire administratif.

Troisième garantie: La responsabilité directe de l'Etat
pour les mauvais actes du préposé. Du moment que la loi oblige
le créancier à s'adres3er au préposé au lieu de choisir l'agent
de poursuite, il n'est que juste que l'Etat le garantisse contre
les dommages qu'il pourrait éprouver par le fait d'actes

illégaux ou irréguliers du préposé.
M. le Dr. Ruchonnei, conseiller fédéral, remercie les

rapporteurs. Il ne discute pas les points traités par M.
Reichel, étant naturellement de son avis sur la supériorité
du projet du conseil fédéral. Les modifications apportées à

ce projet lui enlèvent son unité et amoindrissent les garanties
qu'il assurait pour le bon fonctionnement des officiers de

poursuite et de faillite. Mais l'orateur estime qu'il faut
s'incliner devant le fait accompli et accepter le projet comme
une transaction, qui ne satisfait pas tout le monde, mais qui
permet d'arriver à une loi, ce qui est le but désiré. Peu
à peu les inconvéniants du projet actuel se répareront par
des lois postérieures. Les cantons qui créeront de petits
arrondissements en verront les inconvéniants et ils imiteront
ceux qui auront fait des préposés de vrais magistrats.

M. Ruchonnet veut surtout réfuter ce qu'a dit M. le
professeur Martin sur les nullités qui devraient être
poursuivies devant les tribunaux. Il faut mettre fin au système
qui crée de fréquents procès de forme. La société ne doit
pas se borner à dire le droit par le ministère des tribunaux,
elle doit aussi procurer l'exécution du droit. Il faut donc

qu'elle crée un fonctionnaire chargé de mener à bien cette
exécution. Si le préposé se trompe, ne suit pas les formes
de la loi, soit le créancier soit le débiteur se plaindront au
maître du préposé, c'est à dire à l'autorité de surveillance.

Il ne faut pas que pour une erreur du préposé les parties
soient forcées de se livrer à un nouveau procès.
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M. Ruchonnet n'admet pas la distinction entre le recours
administratif et le recours judiciaire. Les cantons donneront
les fonctions d'autorité de surveillance soit aux conseils d'Etat
soit au tribunal supérieur du canton ou à une de ses
sections. C'est cette autorité qui exécutera la poursuite au nom
de l'Etat par le ministère de son employé le préposé.

Quant à déterminer les cas où. l'acte devra être annulé
ou redressé c'est absolument impossible. Il faut laisser cela
à la jurisprudence.

Il faut un recours fédéral, mais pas dans tous les cas.
11 y en a où le recours à l'autorité de surveillance suffira.
Le projet connait deux espèces de plaintes: il admet qu'on
recoure contre le préposé:

1. S'il a agi contrairement à une prescription précise de

la loi (délai non observé, exploit mal notifié etc.). Ces cas

peuvent être portés à l'autorité fédérale, pour qu'elle assure
l'unité de la jurisprudence.

2. Si on prétend que le préposé aurait fait un usage
malencontreux de la latitude que la loi lui laisse dans nombre
de cas (ainsi suspension de la poursuite pour maladie du

débiteur, taxation des objets saisis, gestion de récoltes ou
d'immeubles saisis etc. etc.). Ce sont des questions de fait
que l'autorité de surveillance cantonale tranchera et qui n'iront
pas devant le for fédéral, car l'application uniforme de la loi
n'est pas là en cause. Quelquefois, il est vrai, il sera difficile

de faire la distinction; l'autorité fédérale s'en tirera par
des directions générales.

En résumé, toute réclamation peut être portée directement

et sans frais à l'autorité de surveillance cantonale qui
redressera, corrigera sans faire intervenir de nouveau le
créancier et le débiteur. Voilà le but de la loi. Il sera
évidemment désirable que cette autorité soit composée des

meilleurs juristes du pays, mais il est indifférent qu'elle
s'appelle administrative ou judiciaire. Ce qui est essentiel
c'est qu'il n'y ait plus entre les parties des procès sur la
forme des poursuites. Il est temps d'en finir avec ces combats

que les agents de droit se livrent sur le dos du créan-
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cier et du débiteur, qui n'en peuvent rien des fautes de l'office

et auxquels on donne des pierres au lieu de pain. 11

faut que tout ici soit clair, simple, pratique; une autorité
cantonale de laquelle la poursuite est censée émaner, dont
les préposés ne sont que les agents, une autorité toujours
prête à écouter les plaintes de la partie qui se croit lésée

et à redresser toutes les fautes, à réparer toutes les

négligences de ses préposés. Voilà ce que l'opinion publique demande
et ce qu'elle attend de la future législation fédérale.

Herr Ständerath Hoffmann, St. Gallen: Die heutige
Discussion kommt meines Erachtens verspätet; wesentliche Aen-
derungen sind nach dem Reglement der eidgen. Eäthe nicht
mehr möglich. Was wir tadeln, kann nur dazu dienen, dem
Gesetz weitere Gegner zu schaffen; ich bedaure, dass die
Discussion nicht früher kam.

Zur Sache selber. Es wollten die Commissionen etwas
Erreichbares machen; viele Bestimmungen des ersten
Entwurfs waren gut, aber nicht bei den Stimmfähigen durchzubringen.

So z. B. die Forderung, dass der Beamte salarirt
werden müsse; unsere kleinen Democratien kennen keine
salarirten Beamten. Sodann sah man nicht ein, dass
juristische Kenntnisse für diese einfachen Functionen nothwendig
seien. Auch constitution eile Bedenken spielten mit: die

Bundesverfassung gab kaum dem Bunde das Recht, den
Cantonen die Organisation ihrer Behörden vorzuschreiben.
Koch sind die Cantone so lebensfähig und verständig, um
sich selber eine zweckmässige Organisation zu geben. Sollte
der Versuch misslingen, so ist es immer noch Zeit, die

Organisation, nachdem die Bundesverfassung vorerst abgeändert
worden, durch den Bund zu regeln.

Betreibungsbeamtung und Concursbeamtung sind total
unabhängig von einander; warum diese beiden zusammen-
schweissen? In grossen Städten wäre ein Beamter so wie
so der Doppelaufgabe nicht gewachsen. Warum nicht die
localen Verschiedenheiten: Stadt, Land, Gebirgsgegend
berücksichtigen? Wir sind im Canton St. Gallen sehr zufrieden
mit den Gemeindebeamten im Schuldentrieb; eine strenge,








































































































